
S a t z u n g 
über die Benutzung von Ersatzwohnraum 

des Amtes Landhagen 
 
Auf der Grundlage des § 129 der Kommunalverfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13.Januar 1998 (GVOBL. M-V S. 29), geändert durch das Gesetz 
vom 22. Januar 1998 (GVOBL. M-V S. 78) und  der  §§ 1,2,6  des 
Kommunalabgabengesetzes  des  Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 
01.06.1993 (GVO Bl.S.522) wird nach Beschluß  des Amtsausschusses 
vom 04.05.1998 folgende Satzung über die Benutzung von 
Ersatzwohnraum des Amtes Landhagen erlassen: 
 
 

§ 1 
Rechtsform und Anwendungsbereich 

 
1.) Das Amt Landhagen unterhält Ersatzwohnraum als  unselbständige   
 Anstalt des öffentlichen Rechts. 
 
2.) Ersatzwohnräume(Unterkünfte) sind zur vorwiegend vorübergehenden   
 Unterbringung von wohnungslosen Bürgern bestimmte Gebäude,   
 Wohnungen und  Räume, unabhängig davon, ob sie sich im Eigentum   
 des Amtes befinden oder von ihm angemietet sind. 
 

 
§ 2 

Benutzungsverhältnisse 
 

 
Bürger ohne Wohnraum werden durch Verfügung des Amtsvorstehers als örtliche 
Ordnungsbehörde auf Grundlage des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in 
Mecklenburg-Vorpommern (SOG M-V) in Ersatzwohnraum  eingewiesen. Mit der Einweisung 
wird ein öffentlich - rechtlich ausgestaltetes Nutzungsverhältnis zwischen dem Amt und dem 
Wohnungslosen begründet. Es entsteht kein Mietverhältnis. Ein Rechtsanspruch auf Zuweisung 
von Räumen bestimmter Art und Größe besteht nicht. 
Der Amtsvorsteher kann dem Wohnungslosen jederzeit eine andere Unterkunft zuweisen sowie 
das Benutzungsrecht ganz oder teilweise aufheben. Die Benutzung der Räume kann durch die 
Hausordnung auf die Nachtstunden begrenzt werden.  
 

§ 3 
Beginn und Ende der Nutzung 

 
 

1.) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Benutzer in die   
 Unterkunft eingewiesen wird. 
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2.) Mit der Aufnahme in die Unterkunft   unterwirft sich der Benutzer der Amtsgewalt, die 
 durch den Amtsvorsteher, bzw. beauftragte Personen ausgeübt wird. Der Benutzer hat die 
 Vorschriften dieser Satzung und der Anlagen dazu zu befolgen. 
 Diese Pflicht gilt auch für Besucher. 
 
3.) Die Beendigung des Nutzungsverhältnisses erfolgt 
 a) durch schriftliche Verfügung des Amtsvorstehers. Soweit die Benutzung des   
  Ersatzwohnraumes  über den in der Verfügung angegebenen Zeitpunkt hinaus   
  fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhältnis mit der tatsächlichen Räumung des 
  Raumes. Der Amtsvorsteher kann die Beendigung 
  insbesondere dann verfügen, wenn dem Benutzer eine angemessene Mietwohnung  
  nachgewiesen wird. Angemessen ist eine Mietwohnung, die nach Größe, Ausstattung  
  und Miete im Einzelfall zumutbar ist; 
 b) der Grund für den Aufenthalt entfällt, 
 c) eine anderweitige Unterbringung aus wichtigem Grund geboten ist, 
 d) der Benutzer seiner Pflicht zur Gebührenzahlung nicht nachkommt, 
 e) der Benutzer gegen die Vorschriften der Hausordnung verstößt 
  oder sich gemeinschaftswidrig verhält und die öffentliche Sicherheit und Ordnung stört,  
 f) durch den Tod oder Auszug des Benutzers. 
 
 

§ 4 
Benutzung der überlassenen  

Räume und Hausrecht  
 
 
1.) Die als  Unterkunft überlassenen Räume dürfen nur von den eingewiesenen Personen und 
 nur zu Wohnzwecken benutzt werden. In die Unterkunft  dürfen durch die Obdachlosen nur 
 solche Gegenstände mitgebracht werden, die zu den Dingen des täglichen Bedarfs gehören 
 und nicht vom Amt  zur Verfügung gestellt werden. Das trifft auch für Möbel zu. 
  
2.) Der Benutzer der  Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Räume, samt  
 überlassenem Zubehör, pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch ihre 
 bestimmungsgemäße Verwendung bedingten Abnutzung instand zu halten und nach 
 Beendigung des Benutzungsverhältnisses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie 
 übernommen worden sind. 
 
3.) Veränderungen an der zugewiesenen  Unterkunft und dem überlassenen Zubehör dürfen nur 
 mit ausdrücklicher vorheriger schriftlicher Erlaubnis vorgenommen werden. Der Benutzer 
 ist im Übrigen verpflichtet, das Amt unverzüglich von Schäden an und in der Unterkunft  
 zu unterrichten.  
 
4.) Bei vom Benutzer ohne Erlaubnis vorgenommenen baulichen oder sonstigen 
 Veränderungen kann das Amt diese auf dem Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des 
 Benutzers beseitigen und den früheren Zustand wieder herstellen lassen. 
 
5.) Das Amt kann darüber hinaus alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um den 
 Anstaltszweck zu erreichen und zu gewährleisten. 
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6.) Die mit der Verwaltung oder Unterhaltung der Unterkunft beauftragten Personen sind 
 berechtigt, die Räume jederzeit - in der Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr  jedoch nur in 
 begründeten Fällen - ohne vorherige Ankündigung zu betreten sowie den Benutzern 
 Weisungen zu erteilen. 
 Erforderlichenfalls können sie ein Hausverbot aussprechen. 
 
7.) In angemieteten Ersatzwohnräumen  bleiben die Rechte des Vermieters unberührt. 
 
 

§ 5 
Instandhaltung der Unterkünfte 

 
1.) Der Benutzer ist verpflichtet, für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausreichende Lüftung 
 und Heizung der überlassenen Unterkunft zu sorgen. 
 
2.) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der  Unterkunft oder wird eine Vorkehrung zum 
 Schutze dieser oder des Grundstücks gegen eine vorhersehbare Gefahr erforderlich, so hat 
 der Benutzer dieses dem Amt unverzüglich mitzuteilen. 
 
3.) Der Benutzer haftet für alle Schäden, die durch schuldhafte oder fahrlässige Verletzung der 
 ihm obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht entstehen. Er haftet auch für das 
 Verschulden von Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich in der Unterkunft aufhalten. 
 
 Schäden und Verunreinigungen, für die der Benutzer haftet, kann das Amt auf dem Wege 
 der Ersatzvornahme auf Kosten des Benutzers beseitigen lassen.  
 
4.) Das Amt wird die Unterkunft in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten. Der Benutzer 
 ist nicht berechtigt, auftretende Mängel auf Kosten des Amtes zu beseitigen. 
 

 
§ 6 

Räum- und Streupflicht 
 
 
 
Dem Benutzer obliegt die Räum- und Streupflicht nach der Straßenreinigungssatzung der 
Gemeinde. 
 
 

§ 7 
Benutzerordnung 

 
 
 
1.) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen Rücksichtnahme 
 verpflichtet. 
 
2.) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Unterkunft erlässt das Amt eine Hausordnung 
 als Anlage 1 zu dieser Satzung. 
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§ 8 
Rückgabe der  Unterkunft 

 
 
1.) Bei Beendigung des Nutzungsverhältnisses hat der Benutzer die Unterkunft vollständig 
 geräumt und gereinigt zurückzugeben. 
 Alle Schlüssel, auch die vom Benutzer selbst beschafften, sind dem Amt am Tage der 
 Beendigung des Benutzungsverhältnisses herauszugeben. Der Benutzer haftet für alle 
 Schäden, die dem Amt oder einem Benutzungsnachfolger aus der  Nichtbefolgung dieser 
 Pflicht entstehen. 
 
2.) Einrichtungen, mit denen der Benutzer die  Unterkunft versehen hat, darf er wegnehmen, 
 muss aber den ursprünglichen Zustand wiederherstellen.  Das Amt kann die Ausübung des 
 Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung abwenden, es sei 
 denn, dass der Benutzer ein berechtigtes besonderes Interesse an der Wegnahme hat. 
 
3.) Ist der Aufenthalt des Benutzers nicht bekannt oder kommt er einer entsprechenden 
 Aufforderung zur Räumung innerhalb der vorgegebenen Frist nicht nach,  kann die 
 Gemeinde nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses die in der  Unterkunft 
 vorhandenen Gegenstände auf Kosten des ehemaligen Benutzers aus der Unterkunft 
 räumen, verwahren oder in Verwahrung geben und nach einer angemessenen Frist 
 verwerten. Erlöse aus der Verwertung  kann das Amt zur Deckung ausstehender 
 Forderungen gegen den ehemaligen Benutzer verwenden. 
 
 

§ 9 
Haftung und Haftungsausschluss 

 
1.) Die Benutzer haften für die von ihnen verursachten Schäden. 
 
2.) Die Haftung des Amtes und seiner Bediensteten gegenüber den Benutzern und Besuchern 
 wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Für Schäden, die sich die Benutzer 
 einer Unterkunft bzw. deren Besucher selbst gegenseitig zufügen, übernimmt das Amt 
 keine Haftung. 
 
 

§ 10 
Personenmehrheit als Benutzer 

 
 
1.) Wurde das Benutzungsverhältnis für mehrere Personen gemeinsam begründet, so haften 
 diese für alle Verpflichtungen aus diesem als Gesamtschuldner.  
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2.) Jeder Benutzer muss Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten eines 
 Haushaltsangehörigen oder eines Dritten, die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen 
 Ersatzanspruch begründen, für und gegen sich gelten lassen. 
 
 

§ 11 
Verwaltungszwang 

 
 
Räumt ein Benutzer die ihm zugewiesene Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine 
bestandskräftitge oder vorläufig vollstreckbare Umsetzungs- oder Aufhebungsverfügung vorliegt,  
kann die Umsetzung bzw. Aufhebung durch unmittelbaren Zwang nach Maßgabe des SOG M-V 
vollzogen werden.  
 

§ 12 
Gebührenpflicht und Gebührenschuldner 

 
 
1.) Für die Benutzung des Ersatzwohnraumes  werden Gebühren erhoben. Leistungspflicht und 
 Gebührenhöhe werden in einer Gebührenordnung festgelegt (Anlage 2 zu dieser Satzung). 
 
2.) Gebührenschuldner ist, wer in eine Unterkunft eingewiesen ist oder ohne Einweisung eine 
 Unterkunft  benutzt. Personen, die eine solche gemeinsam nutzen, sind Gesamtschuldner. 

 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
1.) Ordnungswidrig handelt, wer 
 1. eine Unterkunft ohne die erforderliche Einweisungsverfügung bezieht oder sonst benutzt, 
 
 2. trotz Aufforderung eine Unterkunft nicht innerhalb der vorgegebenen Frist von den  
  eingebrachten Sachen räumt oder vom Amt überlassene Gegenstände nicht innerhalb  
  der gesetzlichen Frist herausgibt, 
 
 3. den Ersatzwohnraum  nicht verlässt, obwohl ihm eine angemessene Wohnung   
  nachgewiesen wurde, 
 
 4. die Benutzungsregelung der §§ 4 bis 8 dieser Satzung nicht beachtet. 
 
2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500,- €  geahndet werden. 
 
 

 
 
 
 
 



 6 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 
 
 
Die Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Neuenkirchen, d. 26.04.07 
..................................................        ....................................... 
Ort, Datum       Unterschrift 
 
 
 
 
 
SatzObd 
Anlage 1 
zur Satzung 
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Hausordnung 
 
Auf Grund des § 7 Abs. 2 der Satzung über die Benutzung von Ersatzwohnraum       
im Amt Landhagen hat der Amtsausschuss  in der Sitzung am …………………   
die folgende Hausordnung  beschlossen: 
 
I. Abschnitt: Allgemeines 
 
1. Die Hausordnung gilt für alle zur Vermeidung von Obdachlosigkeit durch die 
örtliche Ordnungsbehörde genutzten Wohnungen und Unterkünfte. 

 
Zwischen dem Amt Landhagen und dem Wohnungslosen als Benutzer, besteht ein öffentlich 
rechtliches Nutzungsverhältnis. Das Weisungsrecht, dem jeder Bewohner einer Unterkunft 
unterworfen ist, wird vom Ordnungsamt oder von einer durch das Amt Landhagen beauftragten 
Person wahrgenommen. 
 
2. Wer durch Einweisungsverfügung (Unterkunftseinweisung) eine Unterkunft zugewiesen 
bekommt, übernimmt damit zugleich alle Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Haus- 
ordnung und der Satzung über Ersatzwohnraum  im Amt Landhagen ergeben. 
 
 
II. Abschnitt: Berechtigungen und Verpflichtungen allgemeiner Art 
 
3. Mit der Aushändigung einer Einweisungsverfügung erwirbt der Eingewiesene das Recht, den 
ihm zugewiesenen Raum und die gemeinschaftlichen 
Einrichtungen im Rahmen dieser Ordnung zu benutzen oder mitzubenutzen. 
 
4. Das Amt Landhagen ist berechtigt, aus wichtigem Grund, insbesondere bei Vorliegen 
eines die Anzahl der Unterkünfte und Wohnungen übersteigenden Bedarfs, mehrere 
Bewohner gleichen Geschlechts in einen Raum einzuweisen (Engersetzung). 
Aus wichtigem Grund kann auch die Nutzung der Unterkunft am Tage eingeschränkt werden. 
 
5. Das Zusammenleben in den Unterkünften und Wohnräumen erfordert Rücksichtnahme 
auf alle Mitbewohner. 
 
 
III. Abschnitt: Verhalten der Benutzer untereinander 
 
6. Jeder Benutzer ist verpflichtet, sich in der Unterkunft ordentlich zu verhalten. 
 
7. Ruhestörender Lärm, insbesondere im Zusammenhang mit übermäßigem Alkoholgenuss, 
ist in der Unterkunft und auf dem Unterkunftsgelände zu unterlassen. 
Die Eltern sind für das Verhalten ihrer Kinder verantwortlich. 
 
IV. Abschnitt: Benutzung der Unterkunft 
 
8. Die Unterkunftsräume sowie die darin vom Amt aufgestellten Gegenstände sind 
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pfleglich zu behandeln. Jeder Bewohner haftet für den von ihm schuldhaft verursachten 
Schaden. Einen solchen Schaden hat er selbst zu beseitigen oder beseitigen zu lassen; andernfalls 
wird die Wiederherstellung auf seine Kosten durchgeführt. 
Für zerbrochene Fensterscheiben haben die Benutzer des jeweiligen Raumes aufzukommen, es 
sei denn, dass ein anderer als Täter feststeht. Sachschäden jeder Art müssen dem Ordnungsamt 
unverzüglich gemeldet werden. 
 
9. Auf Reinlichkeit in den zugewiesenen Räumen ist besonderer Wert zu legen. Das Auftreten 
von Ungeziefer ist dem Ordnungsamt anzuzeigen. 
 
10. Die Bestimmungen des Punktes 8 gelten für die gemeinschaftlichen Einrichtungen 
(Freiflächen, Hecken, Zaun usw.) entsprechend.  
 
11. Die Reinigung des Grundstücks, auf dem sich die Wohnräume befinden, wird je nach 
Bedarf nach einem aufgestellten Reinigungsplan durchgeführt. Zur Reinigung gehört auch 
die Pflege der Außenanlagen. 
 
12. Es ist nicht gestattet, an den elektrischen Anlagen Veränderungen vorzunehmen. 
 
13. Die WC- und Waschräume sind von den Bewohnern der Unterkünfte sauber zu halten. 
 
14. An den Gebäuden dürfen ohne Genehmigung keine Veränderungen vorgenommen werden. 
Dies gilt vor allem für das Anbringen von Reklameschildern, Fernsehantennen und 
Parabolspiegeln. Die Nutzung der Gebäude für gewerbliche Zwecke jeglicher Art ist 
verboten. 
 
15. Müll, Küchenabfälle und Unrat sind in die dafür vorgesehenen Behälter zu werfen. 
Das Grundstück ist stets sauber zu halten. 
 
16. Das Rauchen ist nur in dafür vorgesehenen Räumen gestattet. 
 
17. Das Halten von Tieren ist grundsätzlich untersagt. 
 
18. Die Hausordnung wird notfalls zwangsweise durchgesetzt. 
 
19. Diese Hausordnung tritt am ........................................... in Kraft 
 
 
 
 
 
.....................................................    ...................................... 
Ort, Datum     Unterschrift 
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Anlage 2 
zur Satzung 

Gebührenordnung 
 

Auf Grund des § 12 Abs. 1 der Satzung über die Benutzung von Ersatzwohnraum 
im Amt Landhagen hat der Amtsausschuss in der Sitzung am 26.04.2007 

die folgende Gebührenordnung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Benutzungsgebühren 

 
Für die Benutzung einer Obdachlosenunterkunft im Amtsbereich werden folgende 
Gebühren erhoben: 
a) bei Übernachtungen von einem bis zu drei Tagen 
 - 8,00 € pro Nacht und Person für die Unterkunft 
 - 3,00 € pro Nacht und Person für die Nutzung von Bettwäsche und Handtüchern 
 
b) bei einem Aufenthalt über 3 Tage 
 -  3,00 € pro Nacht und Person für die Unterkunft 
 -   10,00 € pro Person für die Nutzung von Bettwäsche für jeden angefangenen Monat 
 -  3,00 € pro Person für die Nutzung von Handtüchern für jeden angefangenen  Monat 
 
c) Die Beseitigung von außergewöhnlichen Verschmutzungen wird nach Aufwand 
 gesondert berechnet.  
 

§ 2 
Leistungsverfahren 

 
Bei Übernachtungen von einem bis zu drei Tagen ist die Gebühr im vorab, bei einem 
längeren Aufenthalt bis zum 5. Tag nach Einweisung in die Obdachlosenunterkunft und 
in der Folgezeit bis zum 05. eines jeden Monats im Voraus für den Kalendermonat an die 
Amtskasse zu entrichten. 
 

§ 3 
 
Im Falle der Nutzung einer Wohnung als Unterkunft i. S. der Satzung, wird eine 
Benutzungsgebühr in Höhe der bisherigen Miete erhoben. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührenordnung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Neuenkirchen, d. 26.04.2007                     
 
Neumann 
Amtsvorsteher      - Siegel - 


